
als beurkundet war. Gerade deshalb gilt der beurkun­
dete Preis als vereinbart. Zu diesem Preise ist der 
Vertrag rechtswirksam zustande gekommen. Die ge­
genteilige Auffassung des früheren Landgerichts C. 
übersieht offenbar diesen § 4 der VO vom 7. Juli 1942 
und gelangt deshalb fälschlich zur Nichtigkeit des Ver­
trages. Diese Auffassung ist aber nur in den Urteils- 
g rü n d e n des Urteils des Landgerichts C. niederge­
legt und erwächst daher nicht in Rechtskraft, ist also 
für den Senat nicht bindend.

2. Der Kläger irrt, wenn er meint, diesem Kaufver­
träge zwischen ihm und den Beklagten müsse der 
Ausgeber zustimmen. Gemäß § 9 ReichsheimstättenG 
bedarf die Teilung der Heimstätte und die Abveräuße­
rung einzelner Grundstücke oder Grundstücksteile der 
Zustimmung des Ausgebers. Gemäß § 11 dieses Geset­
zes hat der Ausgeber dann, wenn der Heimstätter die 
Heimstätte veräußert, das Vorkaufsrecht. Aus diesen 
beiden gesetzlichen Vorschriften ist klar zu ersehen, 
daß dann, wenn die g a n z e  Heimstätte veräußert 
wird, die Bestimmung des § 11 Anwendung findet. 
Bei einer Abveräußerung dagegen ist nach § 9 die Zu­
stimmung erforderlich. Der Begriff Abveräußerung (§ 9) 
muß etwas anderes bedeuten als der Begriff Veräuße­
rung (§ 11), und er kann nur die Bedeutung haben, 
daß hiermit die Veräußerung eines Teiles der Heim­
stätte, nicht aber der ganzen Heimstätte gemeint ist. 
Das ergibt sich klar aus der Gegenüberstellung der 
beiden gesetzlichen Vorschriften. Da im vorliegenden 
Fall die ganze Heimstätte veräußert wurde, ist hier 
eine Zustimmung nicht erforderlich. Infolgedessen hat 
der Ausgeber in dem Prozeß auch durchaus richtig 
schriftlich erklärt, daß er auf sein Vorkaufsrecht bisher 
nicht verzichtet habe. Er kann auch noch jetzt, nach 
der Verkündung des Urteils des Senats, das Vorkaufs­
recht ausüben, es sei denn, daß die Frist verstrichen 
ist. Jedenfalls handelt es sich hier um ein alleiniges 
Recht des Ausgebers der Heimstätte; der Kläger kann 
daraus für sich keine Rechte herleiten.

Arbeitsrecht
§§ 11, 14 VO über Kündigungsrecht.
1. Die Leitung einer Gewerkschaftsgruppe für Klein­

betriebe (GfK) ist einer Betriebsgewerkschaftsleitung 
gleichzustellcn. Auf Leitungsmitglieder der GfK sind 
daher die für BGL-Mitglieder geltenden arbeitsrecht­
lichen Bestimmungen anzuwenden.

2. Beim Fehlen einer BGL oder einer GfK gilt die 
Zustimmung zur Kündigung eines Werktätigen als ver­
weigert. Infolgedessen muß der Kreisvorstand der zu­
ständigen Industriegewerkschaft oder Gewerkschaft 
über die Zustimmung zur Kündigung entscheiden.

LAG von Groß-Berlin, Urt. vom 25. September 1953 
— 1 Sa 50/53.

Der Kläger und Berufungsbeklagte war vom 23. Februar 1953 
an bei dem Beklagten und Berufungskläger als Friseur be­
schäftigt. Das Arbeitsverhältnis wurde von seiten des Beklag­
ten am 26. Junii 1953 zum 11. Juli 1953 schriftlich gekündigt.

Der Kläger wendet sich gegen die Zulässigkeit und Rechts­
wirksamkeit der Kündigung. Er ist der Auffassung, daß die 
als Kündigungsgrund angegebene Personaleinschränkung im 
Betrieb des Beklagten überhaupt nicht durchgeführt wurde, da 
an seiner Stelle ein anderer Kollege eingestellt wurde. Darüber 
hinaus hätte ihm wegen seiner Funktion als Vorsitzender der 
Gewerkschaftsgruppe für Kleinbetriebe (GFK) Friseure im 
Kreis (Stadtbezirk) Berlin-Mitte, die der Funktion eines BGL- 
Vorsitzenden gleichzustellen sei, nur mit Zustimmung des 
Kreisvorstandes Berlin-Mitte der Gewerkschaft Gesundheits­
wesen im FDGB gekündigt werden dürfen. Die Zustimmung 
der Gewerkschaft zu seiner Kündigung sei aber weder vom 
Beklagten eingeholt noch von der Gewerkschaft erteilt worden.

Der Kläger beantragte daher mit seiner Klage vor dem Ar­
beitsgericht von Groß-Berlin, den Beklagten zu verurteilen, ihn 
weiterzubeschäftigen.

Das Arbeitsgericht gab der Klage statt.
In den Entscheidungsgründen wird ausgeführt, daß für Mit­

glieder der GfK die gleichen arbeitsrechtlichen Bestimmungen 
gelten wie für Mitglieder der BGL. Mithin sei zur Kündigung 
des Klägers die Zustimmung des Vorstandes der zuständigen 
Gewerkschaft erforderlich gewesen.

Gegen dieses Urteil hat der Beklagte Berufung eingelegt. Er 
behauptet, von dem Bestehen einer GfK keine Kenntnis gehabt 
zu haben. Für ihn hätte daher keine Veranlassung bestanden, 
die Zustimmung des Kreisvorstandes der Gewerkschaft Gesund­
heitswesen zur Kündigung des Klägers einzuhoien, und er 
dürfe wegen der fehlenden Zustimmung der Gewerkschaft zur 
Kündigung des Klägers keine Rechtsnachteile erleiden.

Der Kläger hat hierzu ausgeführt, daß er die Funktion des 
Vorsitzenden der GfK ausübe. Die Bildung der GfK Friseure 
im Kreis Berlin-Mitte sei in der Fachpresse bekanntgemacht 
worden, so daß auch der Beklagte hiervon Kenntnis erhalten

konnte. Außerdem habe die GfK Friseure im Kreis Berlin- 
Mitte Veranstaltungen durchgeführt, zu deren Besuch öffentlich 
eingeladen wurde. Die Leitung der GfK sie einer BGL gleich­
zustellen. Hieraus ergebe sich, daß dem Kläger nur mit Zu­
stimmung des Kreisvorstandes der Gewerkschaft Gesundheits­
wesen gekündigt werden durfte. Davon abgesehen hätte auf 
Grund der gesetzlichen Bestimmungen auch bei Nichtbestehen 
einer GfK Friseure zur Kündigung des Klägers, wie zur Kün­
digung jedes anderen gewerkschaftlich organisierten oder nicht 
organisierten. Beschäftigten, die Zustimmung des Kreisvorstan­
des der Gewerkschaft eingeholt werden müssen. Denn die 
Zustimmung der BGL zur Kündigung eines Werktätigen sei 
lediglich ein Ausdruck der gesetzlich, anerkannten und festge­
legten Interessenvertretung der Werktätigen durch die Ge­
werkschaften. Bei Fehlen einer BGL bzw. einer GfK müsse 
folglich das nächsthöhere Gewerkschaftsorgan um die Zustim­
mung zur Kündigung ersucht werden.

Die Berufung wurde vom LAG zurückgewiesen.

Aus den G r ü n d e n :
Das Arbeitsgericht hat seine Entscheidung darauf ge­

stützt, daß es der Beklagte unterlassen habe, die Zu­
stimmung des Kreisvorstandes Berlin-Mitte der Ge­
werkschaft Gesundheitswesen im FDGB zu der von 
ihm am 26. Juni 1953 zum 11. Juli 1953 ausgesprochenen 
Kündigung des Klägers einzuholen. Wie die Ent­
scheidungsgründe erkennen lassen, hat das Arbeits­
gericht hierin einen Verstoß gegen § 14 der Verord­
nung des Magistrats von Groß-Berlin über Kündi­
gungsrecht vom 17. August 1951 erblickt.

Hiergegen können keine Bedenken erhoben werden. 
Denn in der Tat ist die Leitung der GfK einer BGL 
gleichzustellen. Auf Leitungsmitglieder der GfK sind 
daher auch die für BGL-Mitglieder geltenden arbeits­
rechtlichen Bestimmungen anzuwenden. Leitungsmit­
glieder der GfK können folglich nur aus den in § 14 
der Verordnung über Kündigungsrecht genannten 
Gründen und mit vorheriger Zustimmung des Kreis­
vorstandes der zuständigen Industriegewerkschaft oder 
Gewerkschaft gekündigt werden.

Durch die vom Vertreter des Klägers in der Be­
rufungsverhandlung vorgelegte Bescheinigung des 
Kreisvorstandes Berlin-Mitte der Gewerkschaft Ge­
sundheitswesen im FDGB vom 25. September 1953 
wurde bewiesen, daß der Kläger am 29. März 1953 in 
die Leitung der GfK Friseure des Kreises Berlin-Mitte 
gewählt wurde. Die Voraussetzungen für die An­
wendung des § 14 der Verordnung über Kündigungs­
recht lagen somit vor. Die vom Beklagten ohne Zu­
stimmung des Kreisvorstandes Berlin-Mitte der Ge­
werkschaft Gesundheitswesen ausgesprochene Kündi­
gung des Klägers ist daher wegen Verstoßes gegen 
§ 14 der Verordnung über Kündigungsrecht unzulässig 
und rechtsunwirksam.

Das Arbeitsgericht ging jedoch fehl, wenn es in 
seinen Entscheidungsgründen die gesamte GfK einer 
BGL gleichsetzte. Mit Recht wies der Vertreter des 
Beklagten in der Berufungsverhandlung darauf hin, 
daß die GfK selber nur mit einer Betriebsgruppe der 
Gewerkschaft, nicht aber mit einer BGL verglichen 
werden könne. Die Entscheidungsgründe des Arbeits­
gerichts bedurften daher insoweit einer Berichtigung.

Das Ergebnis wäre nicht anders, wenn — der Argu­
mentation des Vertreters des Beklagten folgend — 
angenommen würde, daß sich der Beklagte wegen 
seiner angeblichen Unkenntnis der Existenz einer GfK 
Friseure und der gewerkschaftlichen Funktion des 
Klägers hätte so verhalten dürfen, als ob gar keine 
GfK bestand. Denn es ist zwar eine weit verbreitete, 
aber grundfalsche Auffassung, daß bei Fehlen einer 
BGL oder GfK überhaupt kein Gewerkschaftsorgan der 
Kündigung des Werktätigen durch den Betrieb zuzu­
stimmen brauche.

Ersichtlich unterstellt diese Auffassung, eine (in 
Wirklichkeit nicht vorhandene) BGL oder Leitung einer 
GfK hätte der Kündigung des Werktätigen durch den 
Betrieb zugestimmt. Eine solche Unterstellung wider­
spricht jedoch in extremster Weise der zwingenden Be­
stimmung des § 11 der Verordnung über Kündigungs­
recht. Der den Werktätigen durch § 11 gewährleistete 
Kündigungsschutz besteht gerade in der Zustimmung 
eines Gewerkschaftsorgans: der BGL bzw. Leitung 
einer GfK. Die Zustimmung des Gewerkschaftsorgans 
setzt selbstverständlich eine Prüfung des Kündigungs­
grundes voraus. Das eben will § 11 erreichen und darin 
liegt die Wirksamkeit des durch diese Bestimmung ge­
währleisteten Kündigungsschutzes. Es ist also völlig 
abwegig, die Zustimmung der BGL bzw. der Leitung
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